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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Die wirtsdiaftlidie Macht
Überlegungen anläßlich der 100jährigen Wiederkehr der Eisenacher Tagung

Helmut Arndt, Berlin

V or einem Jahrhundert, am 6. und 7. Oi<tober 
1872, fand in Eisenach die Tagung statt, die 

zur Gründung der ersten wirtschaftspolitischen 
Gesellschaft der Welt führte. Zunächst, so heißt 
es im Aufruf zur Gründung des „Vereins für So­
cialpolitik“ vom 31. I^ai 1873, der u.a. von Bren­
tano, Hildebrand, Schmoiler und Wagner unter­
schrieben ist, „wird es darauf ankommen, die Ver- 
iiältnisse der Arbeiter und deren Beziehungen zu 
den Arbeitgebern aufzuklären, die Erfordernisse 
genossenschaftlicher Bildungen festzustellen, ihre 
gedeihliche Entwickelung zu unterstützen und jede 
Verständigung der streitenden Parteien zu fördern. 
In gleicher Weise sollen die übrigen socialen und 
ökonomischen Probleme der Zeit, wie Gesund- 
heits- und Unterrichtswesen, Verkehrs-, Actien- 
und Steuerwesen, in Betracht gezogen werden. 
Wir sind der Überzeugung, daß das unbeschränkte 
Walten thellweis entgegengesetzter und ungleich 
starker Einzelinteressen das Wohl der Gesammt- 
iieit nicht verbürgt, daß vielmehr. . .  das wohlerwo­
gene Eingreifen des Staates zum Schutz der be­
rechtigten Interessen aller Betheiligten zeitig wach­
zurufen ist.“ Mit diesem Aufruf stellten sich die 
Gründer des „Vereins“ bewußt in Gegensatz zur 
klassischen Schule und ihrer Epigonen, die unter 
Berufung auf den naturgesetzlichen Charakter 
ökonomischer Verläufe eine wirtschaftspolitische 
Gestaltung der Wirklichkeit grundsätzlich ablehn­
ten.

Wirtschaftliche Macht im Mittelpunkt

Die wirtschaftspolitischen Vorschläge, die von den 
Gründern des „Vereins“ im Laufe der nächsten 
Jahre gemacht wurden, waren überaus reichhaltig 
und nahmen vieles vorweg, was mehr als ein hal­
bes Jahrhundert später unter den Namen Keynes’- 
sche Beschäftigungspolitik oder Galbraith’ “coun-

tervailing power“ weltweite Anerkennung fand. So 
forderte Gustav Schmoiler bereits im Jahre 1874
—  also ein Jahr nach der Konstituierung der Ge­
sellschaft —  nicht nur Arbeitslosenunterstützung, 
sondern auch ein Arbeitsbeschaffungsprogramm, 
um durch „Straßen-, Kanal- und ähnliche Bauten 
. . . “ in vorübergehenden großen Notzeiten zu hel­
fen’). Und Lujo Brentano stellte im Jahre 1877 
fest: „Damit die Freiheit auch für die Schwachen 
verwirklicht werde, bedarf unsre Zeit . . . eine 
Ergänzung des individualistischen Systemes der 
Starken durch ein System der Association der 
Schwachen.“2) Dementsprechend setzte er sich 
ähnlich wie Schmoiler für die Zulassung der bis 
dahin verbotenen und verfolgten Gewerkschaften 
ein. Adolph Wagner forderte endlich eine nach­
trägliche Berichtigung der Einkommensverteilung 
zugunsten der Ärmsten und zum Nachteil der 
Reichen, weil er ähnlich wie Brentano und Schmoi­
ler davon ausging, daß die sich aus dem Produk­
tionsprozeß ergebende Verteilung weniger lei­
stungsbedingt als vielmehr eine Folge bestehen­
der (und nur historisch zu erklärender) Machtun­
terschiede sei ®).

’ ) Gustav S c h m o i l e r :  Dis Natur des Arbeitsvertrags und der 
Contraotbruch. Sehr. d. V. f. Sp. VII, Leipzig 1874, S. 94.
2) Lujo B r e n t a n o :  Das Arbeitsverhäitniss gemäß dem heuti­
gen Recht, Leipzig 1877, S. 341.
=) Adolph W a g n e r :  Allgemeine oder theoretische Voil<swlrt- 
schaftslehre, 1. Teil (Grundlegung), Leipzig und Heidelberg 1876, 
S. 135 (§ 105), S. 135 ff., insb. S. 141, S. 202, S. 205 f. Vgl. auch 
Wagners Ausführungen Ober die „Schädlichiceil“ des privaten 
städtischen Grund- und Hauseigentums, ebenda S. 667 ff.

Prof. Dr. Helmut Arndt, 61, is t D irektor der 
Institute fü r Volkswirtschaftslehre und für 
Konzentrationsforschung an der Freien Uni­
versität Berlin.
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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

ln der Tat stand im Mittelpunkt ihrer Betrachtun­
gen das Problem der wirtschaftlichen Macht bzw. 
der Machtunterschiede. „In den meisten . . .  volks­
wirtschaftlichen Verhältnissen steht ein Stärkerer 
einem Schwächeren . . .  gegenüber, und kann“, so 
schrieb Schmoller 1874, „dementsprechend einen 
größeren Gewinn machen, kann ihn eventuell aus- 
beuten.““) Schmoller geht daher auch relativ aus­
führlich auf die „Abhängigkeit des einen Contra- 
henten vom anderen und die hieran sich mögli­
cherweise anschließende Ausbeutung“ ein=), ohne 
allerdings Monopolstellung und „Abhängigkeiten“ 
gegeneinander abzugrenzen.

Unvermögen zur Theoriebildung

Da die Kathedersozialisten von der Beobachtung 
der Realität ausgingen und nicht aus heroischen 
Prämissen generell erscheinende Schlußfolgerun­
gen reduzierten, wußten sie auch, daß ein Mono­
polist nicht nur —  wie dies in Cournots Modellen 
der Fall ist —  Preis oder Menge als Aktionspara­
meter wählen kann, sondern seinen Gewinn auch 
durch Reduzierung der Qualität wie durch Herab­
setzung der Produktdifferenzierung maximiert. Für 
sie waren endlich auch die Wertungen des Men­
schen keine von Natur vorgegebene Größe. Schon 
Bruno H ildebrand  hat im Gegensatz zu den klassi­
schen Ökonomen in seinem 1848 erschienenen 
Werk „Die Nationalökonomie der Gegenwart und 
Zukunft“ darauf hingewiesen, „daß seine (des 
Menschen, d. Verf.) Bedürfnisse, seine Bildung, 
seine Beziehungen zu den Sachgütern wie zu den 
Menschen niemals dieselben bleiben, sondern . . . 
sich immer verändern . . .“‘)

Daß die Kathedersozialisten sich gegen die etwa 
gleichzeitig begründeten Grenznutzenschulen 
letztlich nicht durchsetzen konnten, lag weniger 
an einem Mangel neuer und fruchtbarer Ideen, 
sondern an ihrem Unvermögen, eine der Kompli­
ziertheit ihres Ansatzes entsprechende Theorie 
zu entwickeln. Dies ist im Grunde nicht verwun­
derlich. Ähnlich wie Ricardo in seiner Arbeitswert­
theorie begnügten sich auch die Grenznutzenschu­
len mit 2 Variablen, nämlich Preis und Menge. 
Derart vereinfachte Modelle führen nicht nur zu 
„exakten“ Ergebnissen, sondern lassen sich ohne 
Schwierigkeit mit Hilfe eines Koordinatensystems 
darstellen, bei dem die Abszisse die Menge der 
Güter und die Ordinate die Höhe des Preises mißt. 
Geht man jedoch wie die Vertreter der histori­
schen Schulen —  und damit auch die Katheder­
sozialisten —  davon aus, daß es im ökonomischen 
Bereich außer Preis und Menge noch eine Reihe 
weiterer Variablen —  z. B. Qualität, Produktdiffe­

renzierung, Bedürfnisse (und damit zugleich Wer­
tungen) etc. —  gibt, so reicht die von der Grenz­
nutzenschule verwandte Methode, von allen ande­
ren Größen außer Preis und Menge zu abstrahie­
ren und trotzdem die aus derart vereinfachten 
Modellen gewonnenen Ergebnisse mit der Realität 
zu identifizieren (Methode der —  konstant —  iso­
lierenden Abstraktion), nicht aus. Der Einfluß der 
wirtschaftlichen Macht auf ökonomische Verläufe 
oder Zusammenhänge, den die Kathedersoziali­
sten analysieren wollten, läßt sich aber nur unter­
suchen, wenn die Größen, die durch die Macht 
beeinflußt werden, in die Analyse einbezogen wer­
den. Die „Methode der abnehmenden Abstrak­
tion“ erwies sich dabei freilich ebenfalls als nur 
bedingt brauchbar. Zwar macht es keine allzu 
großen Schwierigkeiten, in ein Modell neben Preis 
und Menge noch eine weitere Variable, z. B. Quali­
tät oder Produktdifferenzierung, einzubeziehen, 
wenn dies auch die geometrische Darstellung er­
heblich erschwert, aber Modelle mit vier, fünf oder 
mehr Variablen sind praktisch nicht mehr opera­
bel. Selbst die nicht-euklidischen Geometrien sind 
bislang nur für eine eng begrenzte Zahl von Di­
mensionen entwickelt worden. Der Ausweg, die 
gewählten Prämissen von Modell zu Modell zu 
variieren^), um auf diese Weise nach und nach alle 
relevanten Variablen in die Modellanalyse einzu­
beziehen und die Analyse in den einzelnen Mo­
dellen durch eine Synthese der gefundenen Er­
gebnisse zu vervollständigen (Verfahren der vari­
ierenden Abstraktion®), war den Kathedersozia­
listen noch nicht bekannt’).

Zirkelschluß der Grenznutzenschuie

Der Mangel einer der Vielzahl ihrer Variablen ent­
sprechenden Methode machte die Vertreter der 
jüngeren historischen Schule hilflos im Methoden­
streit zwischen Schmoller und Menger'®) und im

*) Gustav S c h m o l l e r ,  a. a. O., S. 93 
s) Ebenda, S. 98.
‘ ) zitiert nach dem von Hans G e h r I g herausgegebenen Neu­
druck, Jena 1922, S. 23.

’ ) Vgl. Helmut A r n d t :  Mikroökonomische Theorie, 1. Bd., Ber­
lin 1966, S. 130 ff., S. 164 ff.. S. 208 ff.
8) Vgl. hierzu meine Besprechung von Eugen B ö h l e r :  Der 
IMythos in Wirtschaft und Wissenschaft. In: Weltwirtschaftliches 
Archiv, Bd. 98 (1967, I.), S. 64*.
’ ) Gustav S c h m o l l e r  stellt zwar in Zweifel, „daß eine einmal 
mit Erfolg angewandte Isolierung für a lle  weiteren Untersuchun­
gen in derselben Wissenschaft bindend sein s o ll“ , aber da er 
kein Theoretiker war, hat er hieraus keine Konsequenzen ge­
zogen. Vgl. Gustav S c h m o l l e r :  Zur Methodologie der 
Staats- und Sozialwissenschaften, Jb. f. Gesetzgebung und Ver­
waltung im dt. Reich, 7. Jg., Leipzig 1883, S. 242.
” ) Carl M e n g e r : Die Irrtümer des Historismus in der deut­
schen Nationalökonomie, Wien 1884. -  Diese Streitschrift, mit der 
Menger die vorerwähnte Buchbesprechung Schmollers beantwor­
tet, schließt mit den Worten, die das Niveau dieser Auseinander­
setzung charakterisieren: „Mag der Methodiker Schmoller In 
Hinkunft noch so löwenhaft im Spreesande einherschreiten, die 
Mähne schütteln, die Pranke heben, erkenntnistheoretisch gäh­
nen; nur Kinder und Thoren werden fürderhin seine methodolo­
gischen Gebärden noch ernst nehmen. Durch den weiten Riss in 
seiner geiehrten Maske wird aber mancher Wissbegierige, ieider 
vielle icht auch mancher Neugierige blicken und die wahre Ge­
stalt dieses Erkenntnisstheoretikers m it Heiterkeit und Genug- 
thuung betrachten.
Mich aber wird für meine geringe Mühe das Bewusstsein ent­
schädigen, auf dem Gebiete der deutschen Nationalökonomie, In 
mehr als einer Rücksicht, ein gutes Werk gethan zu haben.“

430 WIRTSCHAFTSDIENST 1972/VIII



WISSENSCHAFT FOR DIE PRAXIS

Streit um die ökonomische Bedeutung der Macht 
mit Böhm-Bawerk"). Die „schließlich siegreich wir­
kenden Gegenkräfte, rein wirtschaftlicher Na­
tur’ “’ )̂, die nach Böhm-Bawerk nur inAusnahme- 
fäilen einen Einfluß wirtschaftlicher Macht zulassen, 
sind freilich eine Utopie in einer Welt, die von wirt­
schaftlichen Strategien, von Kartellen und Konzer­
nen, von staatlichen Gesetzen und Institutionen 
und den auf diese Gesetze und Institutionen aus­
gehenden Einflüsse der Lobbies und Pressure 
Groups gestaltet wird und in der eben nicht nur, 
wie die Grenznutzenschuie in heroischer Vereinfa­
chung unterstellte, Preis und/oder Menge, sondern 
auch staatliche Gesetze und Verwaltungsakte, 
Qualitäten und Wertungen ebenso wie Kosten- 
oder Nutzenvorstellungen wirtschaftliche Aktions­
parameter sind oder zumindest sein können. 
Macht und ökonomische Gesetzmäßigkeiten 
schließen sich nicht aus, weil sich ebenso wie 
„die“ Kosten der Produktionsfaktoren, die von der 
Klassik als gegeben unterstellt wurden, auch 
„der“ Nutzen, der in der Grenznutzenschuie als 
vorgegebene Größe erscheint, unter dem Einfluß 
ökonomischer Macht verändert. Die Kosten- und 
Nutzenkurven, die von Böhm-Bawerk als gegeben 
unterstellt wurden, verschieben sich, wenn sich 
die als „Daten“ gesetzten Größen, d. h. wirtschaft­
lich relevante staatliche Gesetze oder Institutio­
nen, Qualitäten der Güter, Wertungen der Wirt­
schafter u. dgl., ändern oder verändert werden '̂ ). 
Wie die klassische Theorie, welche die Preise aus 
den „Kosten“ der Produktionsfaktoren ableitet, 
obwohl es sich bei diesen „Kosten“ ebenfalls um 
Preise handelt, so beruht auch die Lehre der 
Grenznutzenschuie auf einem Zirkelschluß: In Mo­
dellen, die den Einfluß ökonomischer Macht durch 
die Wahl heroischer Prämissen ausschließen, sind 
in der Tat keine Machteinflüsse zu finden. Wer 
davon ausgeht, daß für alle im Modell nicht aus­
drücklich zu Variablen erklärten Größen die „ce- 
teris-paribus-Klausel“ gilt, und wer diese Modell­
prämissen überhaupt nicht variiert, kann nur fest-, 
stellen, daß „im übrigen alles“ unverändert bzw. 
unbeeinflußt bleibt. Nur entsprechen diese Prä­
missen allenfalls den Wunschvorstellungen (oder 
der Ideologie) ihrer Autoren, aber eben —  und 
dies ist entscheidend —  nicht den Bedingungen 
der Wirklichkeit’*).

ökonomisch kann Macht in zweierlei Weise ein­
gesetzt werden, um den eigenen Gewinn oder den

” ) Eugen v. B ö h m - B a w e r k :  Macht oder ökonomisches Ge­
setz? Zeitschrift f. Volksw., Sozialpol. u. Verwalt., 23. Bd., Wien, 
1914. Zwar gibt Böhm-Bawerk zu, daß im Einzelfall „Daten“ „b le i­
bend verschoben werden können“ („wenn die Regierung eines 
Landes durch Landzuweisungen aus Proletariern Grundbesitzer 
macht“), erkennt aber nicht, daß dies für a l l e  „Daten" g ilt, 
welche die Grenznutzenschuie unterstellt. Vgl. ebenda, S. 270 f. 
” ) Ebenda, S. 266.
” ) Vgl. Helmut A r n d t :  Recht, Macht und Wirtschaft, Beriin 1968, 
s. 101 ff.; d e r s :  ökonomische Theorie der Macht. In: Die Kon­
zentration in der Wirtschaft, Sehr. d. V. f. Sp. (NF), Bd. 20, 1. Bd.. 
Berlin 1970^ S. 99 ff.

eigenen Vorteil auf Kosten eines anderen zu maxi­
mieren. Der Mächtigere kann entweder die —  ob­
jektiven — Voraussetzungen, die für das Verhal­
ten des anderen maßgebend sind, verändern oder 
diesen zu — subjektiven — Umwertungen zwin­
gen.

Er verändert die Voraussetzungen, wenn er die 
Produktionsbedingungen variiert, oder wenn er —  
z. B. mit Hilfe seiner Lobby —  die staatliche Ge­
setzgebung oder Verwaltungsakte beeinflußt. In 
diesem Fall verändert er das, was die reine Theo­
rie als „einzelwirtschaftliche“ oder „gesamtwirt­
schaftliche Daten“ aus der Analyse ausklammert. 
Der Mächtigere beeinflußt die Wertungen der an­
deren, wenn er sie ihre Abhängigkeit spüren läßt 
und dadurch dazu nötigt, ihre Leistungen, z. B. 
ihre Arbeit, die von ihnen eingesetzten Rohstoffe 
oder den kapitalisierten Wert ihrer Unternehmen 
niedriger oder die Güter oder Leistungen, die er 
selbst anbietet, höher einzuschätzen als zuvor.

Zwei Gruppen von Aktionsparametern

Dem Inhaber der Macht stehen somit zwei Grup­
pen von Aktionsparametern  zur Verfügung:

□  Aktionsparameter, die durch Änderung der ob­
jektiven Voraussetzungen, z. B. durch Variation 
der Haltbarkeit der Produkte oder durch Beein­
flussung der staatlichen Gesetzgebung, und

□  Aktionsparameter, die durch Änderung subjek­
tiver Wertvorstellungen und damit durch unter 
dem Druck der Existenzgefährdung erzwungene 
Umwertungen Gewinn oder Vorteil des Mächtige­
ren erhöhen.

Wirtschaftliche Macht kann dabei in dreierlei Wei­
se relevant werden:

□  durch Beeinflussung makroökonomischer „Da- 
ten“’5) mit Hilfe von Lobbies oder Pressure 
Groups,

□  durch Beeinflussung mikroökonomischer „Da­
ten“ durch marktbeherrschende Firmen und

□  durch Beeinflussung der Wertungen anderer 
Wirtschaftssubjekte.
'•) Den Vertretern der Grenznutzenschuie ist überdies auch inso­
fern ein Fehler unterlaufen, als sie bereits im Ansatz ihrer Theorie 
den „Genuß“ , den ein Kilo Wein gewährt, mit dem „Nutzen“ 
gleichsetzen, der sich ergibt, wenn für einen Betrag von 2 Franc 
zum Preis von 2 Franc je K ilo 1 K ilo Wein eingekauft wird. Der 
„Genuß“ ist eine vorökonomische und der „Nutzen“ eine ökono­
mische Größe. Der Nutzen ist der durch die zu bezahlenden 
Preise der Güter relativierte „Genuß“ . Die Grenznutzensäiule 
verfällt daher entweder in einen zweiten logischen Fehler, wenn 
sie aus dem „Genuß“ , der durch keine Preisvorstellungen rela­
tiv iert ist, die „Nachfrage“ auf einem ökonomischen Markt ab­
leitet, oder in einen zweiten Zirkelschluß, wenn sie die Preis­
bildung mit Hilfe des — eben durch die Preise der Güter bereits 
relativierten — „Nutzen“ erklärt.
” ) Es handelt sich nicht um „Daten“ , w ie die Wirtschaftslheorie 
unterstellt, sondern — wenn auch in beschränktem Umfang — um 
V a r i a b l e .  Um den Gegensatz zur herrschenden Lehre zu ver­
deutlichen, wird hier das Wort „Daten“ in Anführungsstrichen ver­
wandt.
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Einfluß von Lobbies und Pressure Groups

Daß der Inhalt staatlicher Gesetze und die Aus­
gestaltung staatlicher Institutionen durch Lobbies 
oder Pressure Groups beeinflußt werden, ist 
außerhalb ökonomischer Lehrbücher allgemein 
bekannt. Daß sich der Bankier Freiherr von Bleich­
röder wöchentlich mit Fürst von Bismarck traf, ist 
ebenso wenig Legende wie Adenauers „Küchen­
kabinett“, dem die Bankiers Abs und Pferdmenges 
angehörten und das nach einer von Fritz Ullrich 
Fack übermittelten Äußerung des ehemaligen Prä­
sidenten des BDI, Fritz Berg, ebenfalls fast jede 
Woche zusammentraf’*).

Es läßt sich auch nicht abstreiten, daß die sog. 
Magna Charta des Wettbewerbs, das —  auch 
Kartellgesetz genannte —  Gesetz gegen Wettbe­
werbsbeschränkungen, in seinen Vorschriften 
weitgehend von den unmittelbar interessierten 
Wirtschaftskreisen geprägt worden ist. Als die 
Mehrheit für dieses Gesetz fraglich wurde, hat sich 
der damalige Staatssekretär im Bundeswirtschafts- 
ministerium mit den Vertretern der Industrie zu­
sammengesetzt, um einen Kompromiß zu erarbei­
ten, der im Bundestag wie im Bundesrat akzeptiert 
werden konnte. Es ist daher auch nicht zufällig, 
daß sich im Gesetz eine Legaldefinition des Syn­
dikats findet, die dem gesamten wirtschaftswissen­
schaftlichen Schrifttum widerspricht, indem es ihm 
als entscheidende Eigenart nicht das gemeinsame 
Verkaufskontor, sondern die Absicht der Rationa­
lisierung unterstellt. Das Bundeskartellamt hat da­
her fast alle Syndikate ungeprüft zugelassen, 
während es harmlosere Kartelle einer eingehen­
den Prüfung unterzog. Ähnliche Einflüsse haben 
sich bei vielen anderen Gesetzen bemerkbar ge­
macht, wobei die Intensität der Einflußnahme mit 
der wirtschaftlichen Bedeutung der infragestehen­
den Paragraphen variiert. Ebenso ist die Verwal­
tung —  bei der Vergabe von Aufträgen wie bei 
der Vergabe von Subventionen —  derartigen 
Einwirkungen ausgesetzt.

Verquickung von wirtsdiaftllchen und 
politischen Funktionen

Die Wirtschaftstheorie hat bisher nicht nur von 
dieser Art von Einwirkungen der Wirtschafter auf 
die Abfassung von Gesetzen und Institutionen 
abstrahiert, was modelltheoretisch noch zu halten 
wäre, sondern auch unzulässigerweise behauptet, 
daß dieser von ihr gewählte Modellansatz der Rea­
lität entspricht. „Die volkswirtschaftliche Organi­
sation, die Rechtsordnung und die Verwaltungs­
tätigkeit des Staates sind . . . “, so sagt Heinrich 
von Stacl<eiberg,...... nicht Gegenstand des Wirt­

schaftens. . .  Die Wirtschaft vollzieht sich im Rah­
men der staatlichen Ordnung und einer bestimm­
ten sozialen und rechtlichen Organisation. Diese 
sind der Wirtschaft übergeordnet, sind Daten des 
Wirtschaftsprozesses, jedoch weder seine Ergeb­
nisse noch seine Objekte“’ )̂. Tatsächlich kommen 
die staatlichen Gesetze und vielfach auch Verwal­
tungsakte des Staates nicht ohne Einfluß mächti­
ger Wirtschafter und Wirtschaftsgruppen zustande 
und sind insofern nicht Daten, sondern Variable, 
die von den Wirtschaftern als Aktionsparameter 
eingesetzt werden, um ihre Gewinne zu erhöhen 
oder um andernfalls auf sie zukommende Gewinn­
minderungen zu verhindern. Die Unterstellung, 
daß die staatlichen Gesetze wie die staatlichen 
Verwaltungsakte derart der Wirtschaft „übergeord­
net“ sind, daß sie nur Daten für das Wirtschaften, 
aber weder Ergebnisse noch Objekte wirtschaft­
licher Macht sind, ist eine Wunschvorstellung, 
aber keine Realität. Diese Wunschvorstellung ist 
gefährlich. Die Vereinigung von wirtschaftlichen 
und politischen Funktionen —  und eine solche 
Verquickung liegt hier vor —  ist die folgen­
schwerste Form der Machtkonzentration. Sie ver­
schafft —  ähnlich wie eine Diktatur, wenn auch 
zwangsläufig in geringerem Umfang —  demjeni­
gen, der wirtschaftet, die Möglichkeit, sich sein 
eigenes Recht zu setzen. Wer den Inhalt staat­
licher Gesetze und Maßnahmen staatlicher Ver­
waltung beeinflussen kann, besitzt insoweit die 
Möglichkeit, Machtmißbrauch durch staatliche 
Gesetze zu legalisieren, wie er auch die Möglich­
keit besitzt, die Verabschiedung von gesetzlichen 
Bestimmungen, die den Mißbrauch von Macht 
verbieten, zu verhindern.

Aktionsparameter marktbeherrschender Anbieter

Mikroökonomische „Daten“ wie Kosten- oder Ab­
satzkurven können —  außer von schöpferischen 
Unternehmen") — durch marl<tbeherrschende 
Unternehmen (einschließlich der Marktführer) be­
einflußt werden.

Ein Anbieter, der am M arkt” ) keine Konkurrenz 
zu fürchten hat, verändert die Voraussetzungen, 
nach denen sich die Nachfrager richten, um sei­
nen Gewinn oder seine Muße zu maximieren, wo-

“ ) Fritz U iir id i F a c i< : Entwid<iungstendenzen des industrielien 
Lobbyismus in der Bundesrepubiiic. in: Interdependenzen von 
Poiitii< und W irtsdiaft, Festgabe für Gert v. Eynern, Beriin 1967, 
S. 487 ff.

<’ ) Heinrich von S t a c i < e l b e r g :  Grundlagen der theoretischen 
Voii<swirtschaftsiehre, Bern 1948, S. 11.
'•) Die Macht schöpferischer Unternehmen ist von anderer Art. 
Vgl. hierzu H. A r n d t ,  in : Economic Concentration, Hearings 
before the Subcommittee on Antitrust and Monopoly of the Com­
mittee on the Judiciary, U. S. Senate, XiX. Congress, 2nd Ses­
sion, Part 7, Washington 1968, S. 3486 ff.
” ) Unter Maritt w ird hier nicht ein „Puni<tmari<t“ , an dem vöiiig  
unterschiedsiose Güter zeit- und raumios umgesetzt werden, ver­
standen, sondern ein B e d a r f  s m a r i< t , d .h . ein Mari(t, der 
für die Deci<ung eines geseiischaftiichen Bedarfs, z. 6. des Be­
darfs an Kühischräni<en, (d. h. also des Bedarfs einer in Zeit 
und Raum existierenden und m it unterschiedlichen Bedürfnissen 
ausgestatteten Geselischaft), relevant ist. Vgi. zum Begriff des 
Puni<tmarl(tes H. v. S t a c i< e i b e r g , a. a. 0 „  S. 220 f. und 
zum Begriff des geseiischaftiichen Bedarfsmarittes H. A r n d t :  
Mil<roöl<onomische Theorie, a .a .O ., S. 32 ff.
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bei ihm auch die von den Vertretern der Grenz­
nutzenschuie beschriebenen Aktionsparameter zur 
Verfügung stehen:

□  Er kann —  unter den Prämissen Cournots —  
bei gleichzeitiger Reduzierung der angebotenen 
Menge den Preis erhöhen.

□  Er kann —  wie im Fall der von Ragnar Frisch 
beschriebenen Strategie des Optionsfixierers —  
seinen Nachfragern die „Differentialrente“ weg­
nehmen.

Außerdem stehen ihm jedoch noch weitere Ak­
tionsparameter zur Verfügung, sobald Kosten- und 
Absatzkurven nicht mehr als gegeben und damit 
von ihm unbeeinflußbar unterstellt werden.

□  Er kann seine Kosfen(-kurven) senken, indem 
er die Qualität der Güter durch Verwendung min­
derwertiger Rohstoffe oder Zutaten reduziert 
(z. B. durch Verwendung billigerer Tabake bei der 
Herstellung von Zigarren oder durch die Bei­
mischung von Kleie oder Sägemehl bei der Her­
stellung von Brot) oder die Zahl der Typen oder 
Modelle verringert durch sogenannte Standardi­
sierung oder seine Kapazität der optimalen Be­
triebsgröße annähert, z. B. indem er drei klei­
nere Werke durch ein großes ersetzt.

□  Er kann seinen Absatz erhöhen (bzw. seine 
Absatzkurve nach rechts verschieben), wenn er 
die Haltbarkeit der Güter reduziert (was z. B. das 
internationale Glühiampenkartell getan hat).

Die Aktionsparameter, mit denen der Absatz va­
riiert werden kann, ermöglichen dem Monopolisten 
in Abweichung von Cournot eine Erhöhung des 
Gewinns ohne Reduktion der Menge. Die Verkür­
zung der Lebensdauer kann hier den Effekt der 
Preiserhöhung überkompensieren, so daß der 
Monopolist trotz gestiegener Preise nicht weni­
ger, sondern mehr als vorher verkauft.

Marktbeherrschender Nachfrager

Ist es — wie im Falle des Monopsons —  der 
Nachfrager, der einen Markt beherrscht, so wird 
es für ihn —  dies muß als erstes festgestellt wer­
den — keineswegs immer zweckmäßig sein, den 
Cournot’schen Aktionsparameter einzusetzen. 
Denn dies würde bedeuten, daß er weniger als 
andernfalls bezieht. Schon ein Haushalt, der ei­
nen bestimmten Markt beherrscht, wird es sich 
überlegen, ob er die nachgefragte Menge redu­
ziert, um den Preis zu drücken. Ein Fabrikant, der 
in der gleichen Lage ist, müßte jedoch mit einer 
Verringerung der bezogenen Rohstoffe oder 
Halbfabrikate auch seine eigene Produktion und 
damit seinen Absatz verringern. Ebenso müßte 
ein Kaufhaus, das einen Markt beherrscht, eine 
Reduktion seines eigenen Umsatzes in Kauf neh­

men, wenn es die eingekaufte Menge reduziert. 
Beides dürften keine lebensnahen Annahmen 
sein.

Der marktbeherrschende Nachfrager wird jedoch, 
wenn er Fabrikant ist,
□  sich gegebenenfalls der von Frisch beschrie­
benen Strategie bedienen können,
□  seine Kosten dadurch reduzieren, daß er nur 
genormte Qualitäten verwendet und den Liefe­
ranten von Investitionsgütern und dergleichen 
eine höhere Haltbarkeit vorschreibt. Mit zuneh­
mender Haltbarkeit verringert sich unter sonst 
gleichen Umständen die von ihm bezogene 
Menge. Maschinen, die länger halten, müssen we­
niger häufig ersetzt werden.

Ist er Händler, der mit anderen Händlern konkur­
riert, so wird sein Absatz auf Kosten seiner Kon­
kurrenten steigen, wenn er bessere Qualitäten 
zu niedrigeren Preisen verkauft. Er wird infolge­
dessen auch größere Mengen als vorher bezie­
hen, was ebenfalls unter den Annahmen Cournots 
nicht zu erklären, abermöglich ist, wenn der Nach-

w
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frager seinen Anbieter zu Umwertungen und da­
durch zu Kurvenverschiebungen zwingen !<ann.

Diese Überlegungen zeigen zugleich, daß im Ge­
gensatz zu den heroisch vereinfachten Modellen 
Cournots keine exakte Aussage über den Mengen­
effekt der Monopolisierung eines Marktes mög­
lich ist“ ).

Die von dem Einsatz der verschiedenen Aktions­
parameter auf die Menge ausgehenden Einflüsse 
gleichen sich mehr oder minder aus, so daß der 
von Cournot im Falle des Monopsons aus der 
Preiserhöhung abgeleitete Mengeneffekt durch 
Qualitäfs- und Haltbarkeitsvariation nicht nur teil­
weise kompensiert, sondern sogar überkompen­
siert werden kann. Die exakten Ergebnisse Cour­
nots ergeben sich auch in diesem Fall nur aus 
seinen Prämissen.

Beherrschungs-Abhängigkeits-Verhältnisse

Es können schließlich —  und dies gilt speziell für 
bilaterale Beherrschungs-Abhängigkeits-Verhält- 
nisse, in beschränktem Umfange auch für Mono­
pole und Monopsone -  die Bewertungen der 
Kontrahenten Aktionsparameter eines Wirtschaf­
ters sein.

Beherrschungs-Abhängigkeits-Verhältnisse — oder 
einfacher gesagt: Abhängigkeiten —  entstehen, 
wenn —  ohne jede Art von Marktbeherrschung —
e.in einzelner Wirtschafter derart auf einen ande­
ren Wirtschafter angewiesen ist, daß er sich des­
sen Forderungen nicht entziehen kann, ohne 
seine wirtschaftliche Existenz zu gefährden. Es 
handelt sich hier also um ein Phänomen sui gene­
ris, das streng von dem Fall eines Monopols oder 
auch dem eines Optionsfixierers abzugrenzen 
Ist^’), zumal regelmäßig am gleichen Markt auch 
Wirtschafter tätig sind, die z. B. infolge ihrer be­
sonderen Qualität —  oder dank ihrer Geschick­
lichkeit —  ihre Unabhängigkeit bewahrt haben. 
Ein Warenhauskonzern z. B., der seinen Lieferan­
ten sog. Mengenrabatte von 40 °/o, Barzahlungs­
skonti von 3 “/o bei Zahlungsfristen von 3 Mona­
ten, Qualitätskontrollen usw. vorschreibt, be­
herrscht nicht die Märkte, auf denen er dergestalt 
agiert. Er konkurriert regelmäßig mit anderen 
Warenhauskonzernen, mit Einkaufszentralen, 
Supermärkten und mit —  immer noch —  individu­
ell auftretenden Spezialgeschäften. Ebenso ste­
hen die Lieferanten z. B. von Oberhemden oder 
Gartengeräten mit anderen Produzenten der glei­
chen Branche in Wettbewerb. Es handelt sich aber

” ) Eben aber dieser „exakte“ Mengeneffekt w ird bei Böhm-Ba­
werk unterstellt. Vgl. B ö h m - B a w e r k ,  a. a. O., S. 216 ff.
«) Auch wenn es nicht ausgeschlossen ist, daß derjenige, der 
über Macht dieser Art verfügt, ein Monopol besitzt und w ie ein 
Optionsflxierer handelt. Da jede Monopolisierung zu Abhängig­
keiten auf der Marktgegenseite führt, kann das Monopol insoweit 
auch als S o n d e r f a I I der Beherrschungs-Abhänglgkeits-Ver- 
hältnisse betrachtet werden.

auch nicht, wie angenommen worden ist^ )̂, um 
eine Optionsfixierung, weil sich die Nachfrager 
(Anbieter) keineswegs zur Abnahme (Lieferung) 
einer bestimmten Menge zu einem bestimmten 
Preis verpflichten, sondern die erzwungenen Ver­
günstigungen entweder bei Abnahme (Lieferung) 
einer Mindestmenge oder überhaupt generell 
„bei etwaigen künftigen Bezügen“ (Lieferungen) 
verlangen, ohne Rücksicht darauf, wieviel Ein­
heiten des Produktes sie in einem Jahr beziehen. 
Auch die Abhängigkeit der Arbeiter, die wie etwa 
zur Zeit von Karl Marx in industriell entwickelten 
Ländern eine Ausbeutung ermöglichte, läßt sich 
nicht allein mit Hilfe der Figur des Options­
fixierers erklären. Zwar diktierte der Kapitalist 
des 18. oder 19. Jahrhunderts seinen Arbeitern 
sowohl Arbeitslohn wie Arbeitszeit. Die Ursache 
der Ausbeutung war jedoch keine Monopol­
stellung 3̂), da fast stets zahlreiche Fabrikanten 
miteinander auf den Arbeitsmärkten (besonders 
bei den am stärksten betroffenen „unqualifizierten 
Arbeitern“) konkurrierten, sondern das staatlich 
erlassene Koalitionsverbot, das den einzelnen 
Arbeiter, soweit er nicht über besondere Quali­
fikationen verfügte, hilflos dem Lohndiktat der 
Unternehmer auslieferte. Erst die nach Erlaß der 
staatlichen Koalitionsverbote wachsende Abhän­
gigkeit erklärt, daß ausgerechnet im Verlauf der 
„industriellen Revolution“ bei steigender Arbeits­
produktivität und zunehmender Arbeitszeit die 
Wochenlöhne auf das „physiologische Existenz­
minimum“ reduziert werden konnten.

Durch den Anbieter erzwungene Umwertungen

Auf Gütermärkten geben Beherrschungs-Abhän- 
gigkeitsverhältnisse dem Anbieter die Macht

□  höhere (als der Marktsituation entsprechende) 
Preise ohne Reduzierung der abgenommenen 
Menge durchzusetzen,

□  den Nachfrager zu zwingen, eine größere 
Menge zu einem gegebenen Preis abzunehmen, 
als er dies freiwillig tun würde. (Dies haben z. B. 
amerikanische Automobilkonzerne in Depres­
sionszeiten bei vielen ihrer Händler mit dem Hin­
weis erreicht, daß sie andernfalls das Vertrags­
verhältnis kurzfristig kündigen würden.) *̂)

□  schlechtere bzw. weniger differenzierte Pro­
dukte in gleichen Mengen wie zuvor abzusetzen 
etc.

Im letzten Fall verringern die Anbieter ihre Ko­
sten, indem sie ihre Kunden zwingen, die Quali­
tätsverschlechterung bzw. die Verringerung der

”) s. L. G a b r i e l  : Genossenschaft und Konzentration. In: H. 
A r n d t  (Hrsg.), Die Konzentration in der Wirtschaft, a. a. C., 
S. 490.
” ) Wie B ö h m - B a w e r k  unterstellt, a. a. O., S. 226 ff.
>*) Die amerikanischen Automobllproduzenten bedingten sich 
regelmäßig vierzehntägige Kündigungsfristen aus.
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Produktionsdifferenzierung bei ifirer Bestellung 
außer acht zu lassen, also eine schlechtere Qua­
lität ebenso hoch wie vordem die bessere zu be­
werten. Im zweiten Fall erhöhen sie ihren Absatz, 
indem sie ihre Nachfrager unter Hinweis auf 
deren Abhängigkeit nötigen, mehr Produkte zu 
erwerben, als sie dies ohne diesen Druck tun 
würden. In dieser Notsituation bleibt den Nach­
fragern somit ebenfalls nichts anderes übrig, als 
umzuwerten: Ihre Nachfragekurve verschiebt sich 
infolge der ihnen aufgezwungenen Umwertung 
nach rechts. Ebenso werden Nachfrager zur Än­
derung ihrer Wertvorstellungen gezwungen, wenn 
sie die gleiche Menge zu einem höheren Ein­
kaufspreis beziehen, wenn also z. B. der Fabri­
kant die Handelsspanne von Händlern unter Hin­
weis auf deren Abhängigkeit z. B. von 20 % auf 
10% des Verkaufspreises reduziert. Infolge der 
erzwungenen Umwertung verschiebt sich in die­
sem Fall die Nachfragekurve der betroffenen 
Händler nach oben, während der Anbieter seine 
Güter von sich aus und damit freiwillig entspre­
chend höher schätzt.

Macht des Nachfragers durch 
Abhängigkeitsverhältnisse

Die Nachfrager an Gütermärkten können anderer­
seits ihre aus bilateralen Beherrschungs-Abhän- 
gigkeits-Verhältnissen fließende Macht u. a. ver­
wenden, um von ihren Lieferanten

□  Preisnachlässe zu erzwingen, so daß sie bil­
liger einkaufen als andere Kunden,
□  bessere Konditionen und längere Zahlungs­
fristen zu erreichen, als sie anderen Abnehmern 
gewährt werden,
□  höhere Qualitäten und Qualitätskontrollen 
durchzusetzen, was wiederum anderen Kunden 
nicht möglich ist,
□  nachträglich einen Gewinnausgleich zu ver­
langen, weil der Lieferant nach Ansicht des be­
treffenden Nachfragers zu viel (und er selbst zu 
wenig) verdient hat,
□  sich „Meistbegünstigung“ auszubedingen, um 
an zusätzlichen Preisvergünstigungen, die von 
anderen Nachfragern dank des Einsatzes ihrer 
Macht durchgesetzt werden, zu partizipieren,
□  den Fabrikanten mit dem Hinweis, andern­
falls die Preisbindung zu durchbrechen, zu 
„Schutzgebühren“ und zum Aufkauf „reimpor­
tierter“ Bestände zu überhöhten Preisen zu nö­
tigen und dgl. mehr.

Der Willkür des Mächtigen sind hierbei gegen­
über demjenigen, der sich seiner Macht beugt, 
keine Grenzen gesetzt. Er kann, um den Preis 
vorschreiben zu können, einen Lieferanten zur 
Herausgabe seiner Steuerbilanzen und seiner

Kalkulationen anhalten. Er kann die Qualitäts­
kontrolle selbst durchführen, indem er für seine 
Mitarbeiter jederzeit und ohne Voranmeldung Zu­
gang zu den Betriebsräumen des anderen Unter­
nehmens verlangt. Er kann sich von einem Fa­
brikanten wahrheitswidrig bescheinigen lassen, 
daß dessen Kapazität für zusätzliche Aufträge 
nicht ausreicht, um mit dieser Bescheinigung die 
Genehmigung für Qst-West-Geschäfte zu erwir­
ken. Und er kann — auch dies ist vorgekommen
—  sich von seinen Lieferanten schriftlich bestä­
tigen lassen, daß es überhaupt keine Nachfrage­
macht gibt'““).

Wie an Gütermärkten, so lassen sich auch an 
Kreditmärkten Abhängigkeiten beobachten. Der 
Mächtigere wird hier in der Regel der Kreditgeber 
sein. In Ausnahmefällen, wenn sein Schicksal so 
eng mit dem anderen verbunden ist, daß dessen 
Konkurs auch die Existenz des Kreditgebers ge­
fährden würde, kann auch der Kreditnehmer der 
Stärkere sein.

Volkswirtschaftliche Wirkungen wirtschaftlicher 
Macht

Die volkswirtschaftlichen Wirkungen, die sich aus 
dem individuellen Einsatz wirtschaftlicher Macht 
ergeben, sind sehr vielfältig und gehen in jeder 
Hinsicht weit über das hinaus, was aufgrund der 
Modellergebnisse der klassischen wie der neo­
klassischen Schulen (einschließlich der Grenz­
nutzenschule) vermutet werden konnte.

Die Beeinflussung der makroökonomischen Rah­
menbedingungen durch Pressure Groups und der­
gleichen führt zu Gesetzen und Verwaltungs­
akten, die weniger dem allgemeinen als dem In­
teresse einzelner Gruppen dienen und verhindert
— und zwar nicht nur bei Wettbewerbsgesetzen
— die Reformen, die zur Erhaltung und Verbesse­
rung der gesellschaftlichen Ordnung notwendig 
sind.

Marktbeherrschende Unternehmen erreichen nicht 
nur durch Reduktion der angebotenen Mengen 
bei gegebener Kapazität Preiserhöhungen, son­
dern sie werden auch Qualitäten, die Reichhaltig­
keit des Sortiments sowie vielfach die Lebens­
dauer der Produkte verringern und —  last not 
least — mit den Erweiterungsinvestitionen auch 
die Rationalisierungsinvestitionen und damit den 
technischen Fortschritt um ihrer Gewinn- oder 
Vorteilsmaximierung willen bremsen. Keine Kon­
kurrenz zwingt sie mehr dazu, kostspielige Neue­
rungen einzuführen, die primär nicht ihnen, son­
dern den Konsumenten zugute kommen. Je mehr

«) Weitere Angaben finden sich u. a. bei H. A r n d t :  Marlrt- 
macht auf der Nachfrageseite. In: Wirtschaft und Wettbewerb, 
22. Jg. (1972), H. 2, S. 84 ff.
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Märkte beherrscht werden, um so geringer wird 
zugleich die Anpassungsfähigi^eit einer Voll<s- 
wirtschaft an sich verändernde Verhältnisse.

Marktbeherrschende Unternehmen haben die 
Macht, in Zeiten der Rezession ihre Preise zu er­
höhen, weil sie durch Erhöhung ihrer Handels­
spannen ein Absinken ihrer Gewinne verhindern 
wollen. Dies ist eine der entscheidenden Ursachen 
der Stagflation, die erstmals vor einigen Jahren 
in den USA und in Großbritannien aufgetreten ist 
und die dadurch ausgezeichnet ist, daß bei zu­
nehmender (oder relativ hoher) Arbeitslosigkeit 
und bei sinkender (oder unzureichender) Nach­
frage die Preise steigen. Unternehmen, die nicht 
den Markt beherrschen oder sich nicht geschlos­
sen nach einem Marktführer richten, können in 
Zeiten rückläufiger oder unzureichender Nach­
frage ihre Preise nicht erhöhen.

Mißbrauch von Angebots- und Nachfragemacht

Die volkswirtschaftlichen Wirkungen, die sich aus 
dem Mißbrauch von Nachfrage- und Angebots­
macht ergeben, lassen sich ebenfalls kaum über­
schätzen. Sind die Fabrikanten in der schwäche­
ren Position, so verlagern sich die Gewinne von 
der Industrie zu den Banken und zum Handel. 
Die Industrie kann infolgedessen weniger in­
vestieren. Die volkswirtschaftliche Wachstumsrate 
sinkt quantitativ, weil sich die Zunahme der Ar­
beitsproduktivität verlangsamt und qualitativ, weil 
weniger neue oder verbesserte Produkte auf den 
Markt kommen werden. Beides wirkt sich nach­
teilig auf die Entwicklung der volkswirtschaft­
lichen Bedarfsdeckung und auf die internationale 
Konkurrenzfähigkeit eines Landes aus. Darüber- 
hinaus ergibt sich eine Verfälschung des Wett­
bewerbs, die zumindest gegenwärtig weit über 
das Maß hinausgeht, das von marktbeherrschen­
den Unternehmen zu befürchten ist. Einmal wer­
den die Fabrikanten selbst unterschiedlich durch 
den Mißbrauch von Nachfragemacht betroffen. Es 
können daher Lieferanten, obschon sie besser 
und billiger produzieren, nur deshalb ausschei- 
den, weil sie stärker als andere ausgebeutet wer­
den. Zum anderen müssen Einzelhandelsunter­
nehmen, die zu schwach sind, um Vergünstigun­
gen zu erhalten, mit anderen Einzelhandelsfirmen 
konkurrieren, die dank ihrer Nachfragemacht weit­
aus niedrigere Preise, bessere Konditionen und 
bessere und gleichmäßigere Qualitäten durch­
setzen können. Auch insofern wird zunehmend 
der Leistungswettbewerb durch den „Machtwett­
bewerb“ verdrängt, so daß heute schon vielfach 
unter einer „Leistungsgesellschaft“ eine Gesell­
schaft verstanden wird. In der nicht der Bessere, 
sondern der Mächtigere den größeren Erfolg hat. 
Im übrigen ist auch zu bedenken, daß Ausbeutung 
weitergewälzt werden kann. In Japan verdienten

noch in der jüngeren Vergangenheit die Arbeiter 
in den Zuliefererbetrieben, die dem Diktat großer 
Industriekonzerne ausgesetzt waren, trotz länge­
rer Arbeitszeit rd. 40 Vo weniger als die Arbeiter 
in den Konzernen. Daß die wirtschaftliche Macht 
die Verteilung in elementarer Weise beeinflussen 
kann, dürfte allein schon angesichts der Tatsache, 
daß die Löhne nach Einführung des staatlichen 
Koalitionsverbotes selbst in der „industriellen Re­
volution“ bei stark steigender Arbeitsproduktivi­
tät auf das physiologische Existenzminimum fie­
len, und angesichts der Tatsache, daß erst durch 
das Gegengewicht starker Gewerkschaften die 
Arbeiter an den Produktivitätssteigerungen betei­
ligt wurden, kaum zu bezweifeln sein.

Fruchtbarer Ansatz der Kathedersozialisten

Rückblickend zeigt sich somit, daß der Ansatz der 
Kathedersozialisten fruchtbarer war als der An­
satz der heute immer noch herrschenden Grenz­
nutzenschuie, der Infolge seiner heroischen Ver­
einfachung zwar formal exakte Ergebnisse ermög­
lichte, jedoch materiell der Vielfalt der realen 
Möglichkeiten des Einsatzes wirtschaftlicher 
Macht nicht gerecht wurde. Dies schließt freilich 
nicht aus, daß die Modelle der Grenznutzen­
schuie als Ausgangspunkt für eine der wirtschaft­
lichen Wirklichkeit in ihrer ganzen Vielfalt ent­
sprechenden Theorie zu verwenden sind.

In Bonn findet in diesem Jahr aus Anlaß der 100- 
jährigen Wiederkehr der Eisenacher Tagung eine 
Jubiläumstagung des Vereins für Socialpolitik 
statt, die dem Thema „Macht und ökonomisches 
Gesetz“ gewidmet ist. Ob es auf dieser Tagung 
gelingt, dem Geist der Gründer dieser Gesell­
schaft dadurch gerecht zu werden, daß zu ihrer 
Fragestellung ein die Probleme voll erfassender 
theoretischer Ansatz gefunden wird, oder ob es 
wieder dabei bleibt, daß —  um es in der Sprache 
der Kathedersozialisten zu formulieren -  aus 
hypothetischen Annahmen nur hypothetische 
Schlußfolgerungen gezogen werden, die den 
realen Problemen nicht gerecht werden, bleibt 
abzuwarten. Langfristig freilich wird sich jeden­
falls kaum die Erkenntnis unterdrücken lassen, 
daß die Kathedersozialisten zwar In der Theorie, 
die Vertreter der Grenznutzenschuie aber gegen­
über der Macht, und damit gegenüber dem Macht­
mißbrauch und der Ausbeutung, versagt haben. 
Keine der großen sozialen Errungenschaften der 
letzten hundert Jahre —  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung, Altersversorgung, Invaliditätsvorsorge, 
Arbeitslosenversicherung, Beschäftigungspro­
gramme, Lohnschiedsgerichte, Gewinnbeteiligung, 
Investivlohn, Sozialmieten und dergleichen —  
sind von der Grenznutzenschuie angeregt wor­
den, bei allen aber haben die Kathedersozialisten 
zumindest Pate gestanden.
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